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Allgemeine Geschäftsbedingungen der Nordic Pharma GmbH 
 
 
Nachstehende Geschäftsbedingungen gelten gegenüber Unternehmern (§ 14 BGB), juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts sowie öffentlich-rechtlichem Sondervermögen. 
 
1. Allgemeines: Geltung der Geschäftsbedingungen, Abtretungsverbot, Schriftform, 
Rechtswahl, Gerichtsstand, Datenverarbeitung 
 
1.1. Unsere Lieferungen, Leistungen und Angebote erfolgen ausschließlich aufgrund dieser 
Verkaufs- und Lieferbedingungen (im Folgenden "Geschäftsbedingungen") gegenüber unseren 
Vertragspartnern (im Folgenden "Besteller"). Die Geschäftsbedingungen gelten somit auch für 
alle künftigen Geschäftsbeziehungen, auch wenn sie nicht nochmals ausdrücklich vereinbart 
werden. Spätestens mit der Entgegennahme der Ware oder Leistung gelten diese Bedingungen 
als angenommen. 
 
Entgegenstehende oder von unseren Geschäftsbedingungen abweichende Bedingungen des 
Bestellers erkennen wir nicht an, es sei denn, wir hätten ausdrücklich schriftlich ihrer Geltung 
zugestimmt. Unsere Geschäftsbedingungen gelten auch dann, wenn wir in Kenntnis entgegen-
stehender oder von unseren Geschäftsbedingungen abweichender Bedingungen des Bestellers 
die Lieferung an den Besteller vorbehaltlos ausführen. 
 
1.2. Der Besteller kann Ansprüche gegen uns nicht abtreten. 
 
1.3. Vereinbarungen, vertraglich vorausgesetzte Verwendungen, die Übernahme von Beschaf-
fungsrisiken, Garantien oder sonstige Zusicherungen vor oder bei Vertragsabschluss sind nur 
wirksam, wenn sie schriftlich getroffen werden. Zur Wahrung der Schriftform genügt die tele-
kommunikative Übermittlung, insbesondere per Telefax oder E-Mail, sofern die Kopie der Er-
klärung übermittelt wird. Dasselbe gilt auch, soweit in diesen Allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen die Schriftform erforderlich ist oder als maßgebend angesehen wird.  
 
Nachträgliche, im Einzelfall getroffene, individuelle Vereinbarungen mit dem Besteller (ein-
schließlich Nebenabreden, Ergänzungen und Änderungen) haben in jeden Fall Vorrang vor 
diesen Allgemeinen Geschäftsbedingungen. Für den Inhalt derartiger Vereinbarungen ist der 
schriftliche Vertrag bzw. unsere schriftliche Bestätigung maßgebend. Die für uns auftretenden 
Personen sind mit Ausnahme von Geschäftsführern und Prokuristen nicht befugt, mündliche 
Änderungen des vorformulierten Vertragstextes vorzunehmen, mündliche Zusatzabreden zu 
treffen oder mündliche Zusicherungen zu geben, die über den Inhalt des schriftlichen Vertrages 
hinausgehen.  
 
1.4. Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen, die nach Vertragsschluss vom Besteller uns 
gegenüber abzugeben sind (z.B. Fristsetzungen, Mängelanzeigen, Erklärungen von Rücktritt 
oder Minderung) bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform.  
 
1.5. Weitere Vereinbarungen oder mündliche Zusagen, insbesondere über vertraglich voraus-
gesetzte Verwendungen, die Übernahme von Beschaffungsrisiken, Garantien oder sonstige 
Zusicherungen, sind von uns nicht abgegeben worden.  
 
1.6. Für diese Geschäftsbedingungen und alle Rechtsbeziehungen zwischen uns und dem Be-
steller gilt das materielle Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss internatio-
nalen Einheitsrechts, insbesondere unter Ausschluss des Wiener UN-Übereinkommens vom 
11. April 1980 („CISG“). 
 
Die Vertrags- und Verhandlungssprache ist deutsch. 
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1.7. Erfüllungsort ist für die Verpflichtungen des Bestellers sowie für unsere Verpflichtungen der 
Sitz unseres Unternehmens. 
 
1.8. Für sämtliche gegenwärtigen und zukünftigen Ansprüche aus der Geschäftsverbindung 
einschließlich Wechsel- und Scheckforderungen ist ausschließlicher – auch internationaler - 
Gerichtsstand unser Unternehmenssitz, falls der Besteller Kaufmann, juristische Person des 
öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtliches Sondervermögen ist. Dieser Gerichtsstand gilt 
auch, wenn der Besteller keinen allgemeinen Gerichtsstand im Inland hat, nach Vertragsab-
schluss seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort aus dem Inland verlegt oder sein 
Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthaltsort zum Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt ist. 
 
2. Angebot, Vertragsabschluss, Umfang der Lieferung bzw. Leistung, höhere Gewalt, 
Liefer-/Leistungszeit, Gefahrübergang 
 
2.1. Unsere Angebote sind freibleibend und unverbindlich, sofern sie nicht ausdrücklich als ver-
bindlich gekennzeichnet sind oder eine bestimmte Annahmefrist enthalten  
 
Der Besteller ist an seine Bestellung, die als verbindliches Angebot gilt, 2 Wochen ab dem Tage des 
Eingangs seiner Bestellung gebunden. 
 
Die Annahme kann durch uns entweder schriftlich (z.B. durch Auftragsbestätigung) oder 
durch Ausführung der Lieferung oder Leistung an den Besteller erklärt werden. 
 
2.2. Für den Umfang der Lieferung oder Leistung ist unsere schriftliche Auftragsbestätigung 
maßgebend, im Falle eines Angebots durch uns dieses, sofern dieses angenommen wird und 
keine Auftragsbestätigung vorliegt. 
 
2.3. Teillieferungen/Teilleistungen sind in zumutbarem Umfang zulässig und selbständig abre-
chenbar, soweit die Interessen des Bestellers gewahrt sind, insbesondere der Lie-
fer-/Leistungsumfang nicht abgeändert wird und dem Besteller unter Berücksichtigung der Art 
des Vertragsgegenstandes und seiner typischen Verwendung eine Lieferung/Leistung in Teilen 
und zeitlichen Abständen zugemutet werden kann. 
 
2.4. Die Liefer- bzw. Leistungsfrist beginnt mit der Absendung der Auftragsbestätigung, im Falle 
eines Angebots durch uns mit dem Zeitpunkt der Annahme desselben, jedoch nicht vor völliger 
Klärung aller Einzelheiten der Ausführung. Die Einhaltung der Liefer- bzw. Leistungsfrist setzt die 
Erfüllung der Vertragspflichten des Bestellers voraus. Die vereinbarte Liefer- bzw. Leistungsfrist 
verlängert sich um den Zeitraum, um den der Besteller mit seinen Verpflichtungen aus diesem 
oder aus einem anderen Vertrag aus den laufenden Geschäftsbeziehungen im Verzug ist. Unsere 
Rechte aus dem Verzug des Bestellers bleiben davon unberührt. Entsprechendes gilt beim Liefer- 
bzw. Leistungstermin.  
 
Die Frist gilt auch dann als eingehalten, wenn der Vertragsgegenstand spätestens am 15. Ka-
lendertag nach dem Liefer- bzw. Leistungstermin abgesandt oder die Versandbereitschaft mit-
geteilt wurde.  
 
2.5. Wir haften nicht für die Unmöglichkeit der Lieferung/Leistung oder für Lieferungs- bzw. 
Leistungsverzögerungen, soweit diese durch höhere Gewalt oder sonstige, zum Zeitpunkt des 
Vertragsabschlusses nicht vorhersehbare Ereignisse (z.B. Betriebsstörungen aller Art, Schwie-
rigkeiten in der Material- oder Energiebeschaffung, Transportverzögerungen, Streiks, rechtmä-
ßige Aussperrungen, Mangel an Arbeitskräften, Energie oder Rohstoffen, Schwierigkeiten bei der 
Beschaffung von notwendigen behördlichen Genehmigungen, behördliche Maßnahmen, Epide-
mien, bei Virusangriffen und sonstige Angriffe Dritter auf unser IT-System, soweit diese trotz 
Einhaltung der bei Schutzmaßnahmen üblichen Sorgfalt erfolgten, bei Hindernissen aufgrund von 
deutschen, US-amerikanischen oder sonstigen anwendbaren nationalen EU- oder internationalen 
Vorschriften des Außenwirtschaftsrechts oder die ausbleibende, nicht richtige oder nicht recht-
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zeitige Belieferung durch den Lieferanten) verursacht worden sind, die wir nicht zu vertreten 
haben. Sofern durch solche Ereignisse die Lieferung oder Leistung wesentlich erschwert werden 
oder unmöglich gemacht werden und die Behinderung nicht nur von vorübergehender Dauer ist, 
sind wir zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt. Bei Hindernissen von vorübergehender Dauer 
verlängern sich die Liefer- oder Leistungsfristen oder verschieben sich die Liefer- oder Leis-
tungstermine um den Zeitraum der Behinderung zuzüglich einer angemessenen Anlauffrist. So-
fern dem Besteller infolge der Verzögerung die Abnahme der Lieferung/Leistung nicht zuzumuten 
ist, kann er durch unverzügliche schriftliche Erklärung gegenüber uns vom Vertrag zurücktreten.  
 
2.6. Bei Liefer- bzw. Leistungsverzug kann der Besteller nur nach fruchtlosem Ablauf einer von 
ihm schriftlich bestimmten angemessenen Nachfrist von mindestens 14 Kalendertagen, sofern 
eine Fristsetzung nicht von Gesetzes wegen entbehrlich ist, vom Vertrag insoweit zurücktreten, 
als die Lieferung/Leistung bis dahin nicht als versandbereit gemeldet wurde. Entsprechendes gilt 
im Fall eines Teilverzuges oder einer Teilunmöglichkeit.  
 
Sofern wir uns mit der Einhaltung verbindlich zugesagter Fristen und Termine in Verzug befin-
den, hat der Besteller Anspruch auf eine Verzugsentschädigung in Höhe von 0,5 % des Rech-
nungswertes für jede vollendete Woche des Verzuges, insgesamt jedoch höchstens bis zu 5 % 
des Rechnungswertes der vom Verzug betroffenen Lieferungen und Leistungen. Darüber hin-
ausgehende Ansprüche sind ausgeschlossen, es sei denn, wir haben den Verzug zumindest 
grob fahrlässig zu vertreten oder es handelt sich um Schäden aus der Verletzung von Leben, 
Gesundheit oder Körper, die wir zumindest fahrlässig zu vertreten haben. 
 
2.7. Die Gefahr (Transport- und Vergütungsgefahr) geht mit Übergabe des Liefergegenstandes 
an den Besteller, Spediteur, Frachtführer oder die sonst zur Ausführung der Versendung be-
stimmten Personen auf den Besteller über, gleichgültig, ob mit eigenen oder fremden Trans-
portmitteln. Das gilt auch im Falle einer Franko-Lieferung. Verzögert sich die Versendung infolge 
von Umständen, die der Besteller zu vertreten hat, so geht die Gefahr vom Tage der Versand-
bereitschaft ab auf den Besteller über; wir sind jedoch verpflichtet, auf Wunsch und Kosten des 
Bestellers die Versicherungen zu bewirken, die dieser verlangt.  
 
2.8. Wird der Vertragsgegenstand nicht zu dem vereinbarten Termin vom Besteller abgeholt, 
wird der Versand auf Wunsch des Bestellers verschoben oder holt der Besteller die Ware oder 
den Leistungsgegenstand nach Mitteilung der Bereitstellung einschließlich einer Mahnung nicht 
ab, so werden dem Besteller, beginnend mit dem Ablauf des vereinbarten Termins, der Anzeige 
der Versandbereitschaft oder dem Erhalt der Mahnung, die durch die Lagerung und Finanzie-
rung entstandenen Kosten, mindestens jedoch 0,5 % des Rechnungswertes der betroffenen 
Lieferungen und Leistungen für jeden angefangenen Monat der verzögerten Abnahme, höchs-
tens jedoch insgesamt 5 %, berechnet, sofern der Besteller nicht niedrigere Kosten nachweist. 
Die Geltendmachung eines höheren Schadens bleibt ausdrücklich vorbehalten. Auf Wunsch 
versichern wir den Gegenstand im Namen und auf Rechnung des Bestellers.  
 
Wir sind jedoch berechtigt, nach Setzung und fruchtlosem Ablauf einer angemessenen Frist 
anderweitig über die den Vertragsgegenstand zu verfügen und den Besteller mit angemessener 
verlängerter Frist mit einem anderen Vertragsgegenstand zu beliefern. 
 
Bei Vereinbarung von Zusatz- oder Nachtragsaufträgen, die zu einer Lie-
fer-/Leistungsverzögerung des Vertragsgegenstandes führen, gelten die vorgenannten Best-
immungen entsprechend. 
 
2.9 Sofern und soweit hierdurch der Verwendungszweck oder die Gebrauchsfähigkeit nicht 
berührt werden, der Wert erhalten bleibt oder sich erhöht und die Änderungen dem Besteller 
zumutbar sind, haben wir das Recht, den Gegenstand unserer Lieferung oder Leistung gegen-
über dem Muster, dem Angebot oder der Vertragsbeschreibung zu ändern, um unsere Lieferung 
oder Leistung im Sinne eines Produktionsfortschritts  oder technischen Fortschritts zu verbes-
sern oder weil dies durch handelsübliche Abweichungen in Gewicht, Mengen, Maßen, Materi-
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alzusammensetzung, Materialaufbau, Struktur, Oberfläche und Farbe oder durch die Natur der 
verwendeten Materialien bedingt ist.  
 
2.10. Für den Fall, dass wir aufgrund Annahmeverzuges oder Zahlungsverzuges oder aus 
sonstigen, vom Besteller zu vertretenden Gründen von dem Vertrag zurücktreten, sind wir un-
beschadet unserer sonstigen Rechte nach unserer Wahl berechtigt, Schadensersatz wegen 
Nichterfüllung zu verlangen. In diesem Fall sind wir berechtigt, unbeschadet der Möglichkeit, 
einen höheren tatsächlichen Schadensersatz geltend zu machen, 35 % des Nettowertes der 
Lieferung/Leistung als pauschalen Schadensersatz geltend zu machen. Der Besteller kann 
nachweisen, dass uns ein Schaden überhaupt nicht entstanden ist oder dass er wesentlich 
niedriger ist als vorstehende Pauschale.  
 
2.11. Gelieferte Gegenstände sind vom Besteller unbeschadet seiner Rechte aus Ziffer 5 ent-
gegenzunehmen, auch wenn sie nur unerheblich von der vereinbarten Beschaffenheit abwei-
chen oder nur unerheblich in der Brauchbarkeit eingeschränkt sind.  
 
2.12. Soweit wir Waren oder Leistungen beziehen, die wir für die Erfüllung unserer Vertrags-
pflichten gegenüber dem Besteller einsetzen, führen wir Eingangsuntersuchungen oder sonstige 
Kontrollen nur im eigenen Interesse und nach unseren eigenen Bedürfnissen durch.  
 
3. Preise und Zahlungsbedingungen 
 
3.1. Haben sich die Vertragsparteien nicht auf einen bestimmten Preis bei Produkten geeinigt, 
die der AMPreisVO unterliegen, so bestimmt sich der Preis nach unseren zum Zeitpunkt der 
Lieferung gültigen Preisen, veröffentlicht in den einschlägigen Warenverzeichnissen (zd.h.. 
Lauer Taxe für Lieferungen an in Deutschland ansässige Besteller oder österreichisches Wa-
renverzeichnis des Apothekerverlages für Lieferungen an in Österreich ansässige Besteller); 
andernfalls ist der Preis individuell zu vereinbaren 
 
Die Preise sind Euro-Preise und gelten mangels besonderer Vereinbarung ab Werk/Lager. Zu 
den Preisen kommt die Umsatzsteuer in der jeweiligen gesetzlichen Höhe hinzu. 
 
Auf Wunsch versichern wir den Transport der Ware auf Namen und Rechnung des Bestellers.  
 
3.2. Evtl. vereinbarte Skonti, Rabatte oder sonstige Nachlässe gelten nur bei ordnungsgemäßer 
Erfüllung sämtlicher bei Vertragsschluss schwebender oder teilweise nicht erfüllter Verträge zwi-
schen dem Besteller und uns.  
 
3.3. Die Annahme von Schecks oder Wechseln erfolgt nur bei Vereinbarung und stets zah-
lungshalber. Spesen gehen stets zu Lasten des Bestellers und sind sofort fällig. 
 
3.4. Unsere Vertreter und sonstigen Mitarbeiter mit Ausnahme von Geschäftsführern und Pro-
kuristen sind ohne schriftliche Inkassovollmacht nicht zur Annahme von Zahlungen oder sons-
tigen Verfügungen befugt. 
 
3.5. Die Zurückhaltung von Zahlungen oder die Aufrechnung mit Gegenansprüchen des Be-
stellers ist vorbehaltlich berechtigter Mängelrügen gemäß Ziffer 3.6 nicht zulässig, es sei denn, 
dass die Gegenansprüche unbestritten, entscheidungsreif oder rechtskräftig festgestellt sind. 
 
3.6. Der vereinbarte Preis ist vorbehaltlich berechtigter Mängelrügen innerhalb von 30 Tagen seit 
Lieferung und Zugang der Rechnung zu zahlen. Bei berechtigten Mängelrügen dürfen Zahlun-
gen des Bestellers in einem Umfang zurückgehalten werden, die in einem angemessenen 
Verhältnis zu den Mängeln stehen.  
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3.7. Im Verzugsfalle sind wir berechtigt, die gesetzlichen Zinsen und die Verzugsschadens-
pauschale zu verlangen. Die Geltendmachung eines weiteren Schadens im Falle des Verzugs 
bleibt vorbehalten.  
 
Im Verzugsfalle werden unsere sämtlichen weiteren Forderungen aus anderen Lieferungen oder 
Leistungen gegenüber dem Besteller sofort fällig, trotz etwaiger Fälligkeits- oder Stundungsab-
reden.  
 
3.8. Für den Fall, dass unser Anspruch auf die Gegenleistung durch mangelnde Leistungsfä-
higkeit des Bestellers gefährdet wird und diese Gefährdung für uns erst nach Vertragsschluss 
erkennbar wird, sind wir unabhängig von der im Vertrag festgelegten Zahlungsweise berechtigt, 
die Zahlung des Kaufpreises vor Lieferung der Ware zu verlangen. Kommt der Besteller diesem 
Verlangen nicht nach oder leistet er keine Sicherheit durch Dritte, sind wir nach Ablauf von 14 
Tagen berechtigt, vom Vertrag unter Vorbehalt von Schadensersatzansprüchen zurückzutreten.  
 
4. Eigentumsvorbehalt 
 
4.1. Wir behalten uns das Eigentum am Liefergegenstand (Vorbehaltsware) bis zur Erfüllung 
aller Forderungen (einschließlich sämtlicher Saldoforderungen aus Kontokorrent sowie etwaiger 
Refinanzierungs- oder Umkehrwechsel) vor, die uns aus jedem Rechtsgrund gegen den Be-
steller jetzt oder künftig zustehen.  
 
Die Einstellung einzelner Forderungen in eine laufende Rechnung sowie die Saldoziehung und 
deren Anerkennung berühren den Eigentumsvorbehalt nicht. 
 
Der Besteller verwahrt die Vorbehaltsware unentgeltlich für uns. 
 
Der Besteller ist verpflichtet, die Vorbehaltsware pfleglich zu behandeln; insbesondere ist er 
verpflichtet, diese Ware auf eigene Kosten angemessen gegen Feuer-, Wasser- und Dieb-
stahlschäden ausreichend zum Neuwert zu versichern. Eine Beschädigung oder Vernichtung der 
Ware hat der Besteller unverzüglich anzuzeigen.  
 
4.2. Der Besteller darf die Vorbehaltsware nur im gewöhnlichen Geschäftsverkehr zu ge-
schäftsüblichen Konditionen und solange er nicht in Verzug ist, veräußern, vorausgesetzt, dass 
die Forderungen aus der Weiterveräußerung gem. Ziffern 4.3 bis 4.5 auf uns übergehen. Zu 
anderen Verfügungen über die Vorbehaltsware ist er nicht berechtigt. 
 
Der Besteller ist ferner ermächtigt, Forderungen aus der Weiterveräußerung im Rahmen des 
echten Factorings abzutreten, sofern uns diese Abtretung im Voraus angezeigt wird und die 
Gegenleistung aus dem Factoring zumindest den Rechnungswert der weiter veräußerten Vor-
behaltsware erreicht. Die Forderungen und sonstigen Ansprüche gegen den Factor aus dem 
Verkauf der an uns sicherungshalber abgetretenen Forderungen tritt der Kunde zur Sicherung 
unserer Ansprüche bereits jetzt an uns ab; wir nehmen diese Abtretung an. Im Übrigen gelten 
nachstehende Ziffern 4.3 bis 4.5.  
 
4.3. Die aus dem Weiterverkauf oder einem sonstigen Rechtsgrund (z.B. echtes Factoring, 
Versicherung, unerlaubte Handlung) bezüglich der Vorbehaltsware entstehenden Forderungen 
(einschließlich sämtlicher Saldoforderungen aus Kontokorrent) tritt der Besteller bereits jetzt in 
vollem Umfang an uns ab. Sie dienen in demselben Umfange zur Sicherung unserer Forde-
rungen, wie die Vorbehaltsware gem. Ziffer 4.1. Wird die Vorbehaltsware vom Besteller zu-
sammen mit anderen, nicht von uns verkauften Waren veräußert, so wird uns die Forderung aus 
der Weiterveräußerung im Verhältnis des Rechnungswertes der Vorbehaltsware zu den Rech-
nungswerten der anderen verwendeten Waren abgetreten. nehmen die vorgenannten Abtre-
tungen an. 
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4.4. Der Besteller ist berechtigt, Forderungen aus der Weiterveräußerung einzuziehen. Diese 
Einziehungsermächtigung erlischt im Fall unseres Widerrufs. Von unserem Widerrufsrecht 
werden wir nur dann Gebrauch machen, wenn uns Umstände bekannt werden, denen sich eine 
wesentliche, unseren Zahlungsanspruch gefährdende Verschlechterung der Vermögensver-
hältnisse des Bestellers ergibt, insbesondere bei Zahlungsverzug, Nichteinlösung eines 
Wechsels oder Schecks oder Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens. 
 
Auf unser Verlangen ist der Besteller verpflichtet, seine Abnehmer sofort von der Abtretung an 
uns zu unterrichten und uns die zur Einziehung erforderlichen Unterlagen zu geben. 
 
4.5. Enthalten die Vertragsbestimmungen des Drittschuldners mit dem Besteller eine wirksame 
Beschränkung der Abtretungsbefugnis oder macht der Dritte die Abtretung von seiner Zustim-
mung abhängig, so ist uns dies unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Für diesen Fall werden wir 
nach Maßgabe der vorstehenden Ziffer 4.4 hiermit unwiderruflich ermächtigt, die uns zustehende 
Forderung im Namen und für Rechnung des Bestellers einzuziehen. Der Besteller erteilt zugleich 
hiermit dem Drittschuldner unwiderruflich Zahlungsanweisung zu unseren Gunsten. 
 
4.6. Übersteigt nachhaltig der realisierbare Wert der für uns bestehenden Sicherheiten unsere 
Forderungen insgesamt um mehr als 20 %, so sind wir auf Verlangen des Bestellers oder eines 
durch unsere Übersicherung beeinträchtigten Dritten insoweit zur Freigabe von Sicherungen 
nach unserer Wahl verpflichtet. 
 
4.7. Von einer Pfändung oder sonstigen Beeinträchtigung durch Dritte hat uns der Besteller 
unverzüglich zu unterrichten. Der Besteller trägt alle Kosten, die zur Aufhebung des Zugriffs oder 
zum Rücktransport der Vorbehaltsware aufgewendet werden müssen, soweit sie nicht durch 
Dritte ersetzt werden. 
 
4.9. Bei vertragswidrigem Verhalten des Bestellers, insbesondere bei Nichtzahlung des fälligen 
Kaufpreises, sind wir– unbeschadet weiterer Schadensersatzansprüche berechtigt, nach den 
gesetzlichen Vorschriften vom Vertrag zurückzutreten oder/und die Ware auf Grund des Ei-
gentumsvorbehalts heraus zu verlangen. Das Herausgabeverlangen beinhaltet nicht zugleich 
die Erklärung des Rücktritts; wir sind vielmehr berechtigt, lediglich die Ware heraus zu verlangen 
und uns den Rücktritt vorzubehalten. Zum Zwecke der Rücknahme der Vorbehaltsware sind wir 
berechtigt, den Betrieb des Bestellers zu betreten. Zahlt der Besteller die fällige Gegenleistung 
nicht, dürfen wir diese Rechte nur geltend machen, wenn wir dem Besteller zuvor erfolglos eine 
angemessene Frist zur Zahlung gesetzt haben oder eine derartige Fristsetzung nach den ge-
setzlichen Vorschriften entbehrlich ist. 
 
5. Sach- und Rechtsmängel 
 
5.1. Unterlagen bzw. Angaben zum Liefer- und Leistungsgegenstand, zum Verwendungszweck 
(z.B. Zeichnungen, Abbildungen, Maße, Gewichte, Gebrauchswerte und sonstige Leistungs-
daten), egal ob diese ausdrücklich schriftlich vereinbart wurden oder nicht, stellen lediglich Be-
schreibungen bzw. Kennzeichnungen und keine Garantien, zugesicherten Eigenschaften, ver-
traglich vorausgesetzten Verwendungen o.ä. dar und sind als annähernd zu betrachten. Bran-
chenübliche Abweichungen bleiben vorbehalten, soweit dies dem Besteller zumutbar ist, also 
insbesondere wenn dadurch der Wert der Ware erhalten oder verbessert wird.  
 
Unsere Fahrer oder Fremdfahrer sind zur Entgegennahme von Mängelrügen nicht befugt. 
 
5.2. Der Besteller hat den Liefer- und Leistungsgegenstand unverzüglich nach dessen Eingang, 
solange er sich im Zustand der Anlieferung befindet, oder bei Abholung sorgfältig zu untersuchen 
und etwaige Mängelrügen unverzüglich, spätestens eine Woche nach Eingang des Liefer- und 
Leistungsgegenstands schriftlich mitzuteilen. Bei Nichteinhaltung der Mitteilungsfrist ist die 
Geltendmachung von Gewährleistungs- und Mängelansprüchen ausgeschlossen und die Lie-
ferung bzw. Leistung gelten als genehmigt. Zeigt sich später ein solcher Mangel (verborgener 
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Mangel), so ist der Besteller verpflichtet, unverzüglich nach Entdeckung des verborgenen 
Mangels diesen uns mitzuteilen; anderenfalls gilt vorstehender Satz 2 entsprechend. Für die 
Rechtzeitigkeit der Mitteilung genügt die rechtzeitige Absendung durch den Besteller. Die 
mangelhaften Gegenstände sind in dem Zustand, in dem sie sich im Zeitpunkt der Feststellung 
des Mangels befinden, zur Besichtigung durch uns bereitzuhalten. Mehr- und Mindergewich-
te/-lieferungen in handelsüblichen Grenzen berechtigen nicht zu Beanstandungen und Preis-
kürzungen. 
 
5.3. Bei Sachmängeln ist uns zunächst Gelegenheit zur Nacherfüllung innerhalb angemessener 
Frist zu gewähren, indem wir eine mangelfreie Sache liefern (Ersatzlieferung). Auf unser Ver-
langen ist der Besteller verpflichtet, die mangelhafte Sache nach den gesetzlichen Vorschriften 
zurück zu gewähren, die bei Ersatzlieferung unser Eigentum wird. Schlägt die Nacherfüllung fehl 
oder verweigern wir endgültig und ernsthaft die Nacherfüllung oder können wir gem. § 439 Abs. 4 
BGB die Nacherfüllung verweigern oder ist dem Besteller die Nacherfüllung unzumutbar oder 
liegt ein Fall des § 323 Abs. 2 BGB vor, kann der Besteller - unbeschadet etwaiger Schadens-
ersatzansprüche gem. Ziffer 6 - vom Vertrag zurücktreten oder die Gegenleistung mindern. 
 
5.4. Keine Mängel sind Qualitätseinbußen oder Verminderungen der Wirksamkeit der Produkte, 
wenn diese daraus resultieren, dass die Produkte vom Käufer nicht ordnungsgemäß oder über 
die Dauer ihrer Haltbarkeit hinaus gelagert wurden. Die Beweislast ordnungsgemäßer Lagerung 
trifft den Käufer. 
 
Von uns ausgestellte EG-Konformitätserklärungen, Herstellererklärungen oder sonstige in die-
sem Zusammenhang abgegebenen Erklärungen und übergebene Unterlagen verlieren ihre 
Gültigkeit, wenn von uns nicht genehmigte Veränderungen an dem Produkt vorgenommen 
wurden.  
 
5.5. Rückgriffsansprüche des Bestellers gegen uns gem. §§ 445 a, 478 BGB (Rückgriff des 
Unternehmers) bestehen nur insoweit, als der Besteller mit seinem Abnehmer keine über die 
gesetzlichen Mängelansprüche hinausgehenden Vereinbarungen getroffen hat. Für den Umfang 
des Rückgriffsanspruchs des Bestellers gegen uns gem. § 445 a Abs. 1 BGB gilt nachstehende 
Ziffer 5.6 entsprechend. 
 
Rückgriffsansprüche des Bestellers sind ausgeschlossen, wenn der mangelhafte Liefergegen-
stand durch den Besteller oder einem anderen Unternehmen weiterverarbeitet wurde.  
 
5.6. Die zum Zweck der Prüfung und Nacherfüllung erforderlichen Aufwendungen, insbesondere 
Transport-, Wege- sowie Arbeits- und Materialkosten tragen bzw. erstatten wir nach Maßgabe 
der gesetzlichen Regelung, wenn tatsächlich ein Mangel vorliegt. Andernfalls können wir vom 
Besteller die aus dem unberechtigten Mangelbeseitigungsverlangen entstandenen Kosten 
(insbesondere Prüf- und Transportkosten) ersetzt verlangen, es sei denn, die fehlende Man-
gelhaftigkeit war für den Besteller nicht erkennbar.  
 
Ansprüche des Bestellers wegen der zum Zweck der Nacherfüllung erforderlichen Aufwen-
dungen, insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- und Materialkosten, sind ausgeschlossen, 
soweit die Aufwendungen sich erhöhen, weil der Gegenstand der Lieferung nachträglich an 
einen anderen Ort als die Niederlassung des Bestellers verbracht worden ist, es sei denn, die 
Verbringung entspricht seinem bestimmungsgemäßen Gebrauch. 
 
5.7. Beanstandungen von Teillieferungen berechtigen nicht zur Ablehnung der Restlieferungen, 
es sei denn, dass der Besteller für die letzteren wegen der Mängel der Teillieferungen kein In-
teresse hat. 
 
5.8. Bei Vorliegen von Rechtsmängeln gelten die Bestimmungen in Ziffern 5.1 bis 5.7. ent-
sprechend. 
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6. Ansprüche des Bestellers bei Verzögerung der Lieferung/Leistung, Unmöglichkeit und 
sonstigen Pflichtverletzungen sowie Haftungsbeschränkung 
 
6.1. Jegliche Schadensersatzansprüche des Bestellers wegen Verzögerung der Liefe-
rung/Leistung, wegen Unmöglichkeit der Lieferung/Leistung oder aufgrund sonstiger Rechts-
gründe, insbesondere wegen Verletzung von Pflichten aus dem Schuldverhältnis und aus un-
erlaubter Handlung sind, soweit sich nicht aus den Ziffern 6.2 bis 6.8 etwas anderes ergibt, 
ausgeschlossen. Dies gilt auch für Aufwendungsersatzansprüche des Bestellers. 
 
6.2. Vorstehender Haftungsausschluss gilt nicht 
 

a) in Fällen des Vorsatzes oder der groben Fahrlässigkeit,  
 
b) für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, die auf 
einer fahrlässigen Pflichtverletzung durch uns oder einer vorsätzlichen oder fahrlässigen 
Pflichtverletzung eines unserer gesetzlichen Vertreters oder eines unserer Erfüllungsgehil-
fen beruht, 
 
c) für Ansprüche nach dem Arzneimittelgesetz, Gentechnikgesetz oder Produkthaftungs-
gesetz 
 
d) nach sonstigen zwingenden gesetzlichen Vorschriften oder  
 
e) wegen der von uns zu vertretenden Verletzung wesentlicher Vertragspflichten.  

 
Wesentliche Vertragspflichten sind Pflichten, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchfüh-
rung des Vertrages überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der Besteller regelmäßig 
vertrauen darf; hierunter fallen insbesondere die Verpflichtung zur rechtzeitigen Liefe-
rung/Leistung, die Freiheit von Mängeln, die die Funktionsfähigkeit oder Gebrauchstauglichkeit 
des Vertragsgegenstandes mehr als nur unerheblich beeinträchtigen, sowie Beratungs-, Schutz- 
und Obhutspflichten, die dem Besteller die vertragsgemäße Verwendung der Lieferung/Leistung 
ermöglichen sollen oder den Schutz von Leib oder Leben von Personal und Kunden des Be-
stellers oder den Schutz von dessen Eigentum vor erheblichen Schäden bezwecken. Der 
Schadensersatzanspruch für die Verletzung wesentlicher Vertragspflichten ist jedoch auf den 
vertragstypischen, vorhersehbaren Schaden begrenzt, soweit nicht Vorsatz oder grobe Fahr-
lässigkeit vorliegt oder wegen der fahrlässigen oder vorsätzlichen Verletzung des Lebens, des 
Körpers oder der Gesundheit gehaftet wird. Vertragstypischer, vorhersehbarer Schaden ist der 
Schaden, den wir bei Vertragsabschluss als mögliche Folge der verwirklichten Vertragsverlet-
zung vorausgesehen haben oder unter Berücksichtigung der Umstände, die wir kannten oder 
kennen mussten, hätten voraussehen müssen. Mittelbare Schäden und Folgeschäden, die Folge 
von Mängeln der Lieferung/Leistung sind, sind nur ersatzfähig, soweit solche Schäden bei be-
stimmungsgemäßer Verwendung der Lieferung/Leistung typischerweise zu erwarten sind.  
 
 
Eine Änderung der gesetzlichen Beweislast zum Nachteil des Bestellers ist mit den vorstehen-
den Regelungen nicht verbunden.  
 
6.3. Vorstehender Haftungsausschluss und vorstehende Haftungsbeschränkung gelten im 
gleichen Umfang zugunsten unserer Organe, gesetzlicher Vertreter, Angestellten und sonstiger 
Erfüllungsgehilfen.  
 
6.4. Soweit dem Besteller Schadens- oder Aufwendungsersatzansprüche infolge von Mängeln 
nach den obigen Ziffern 6.1 bis 6.3 zustehen, verjähren diese mit Ablauf der für Sachmängel-
ansprüche geltenden Verjährungsfristen gem. vorstehender Ziffer 5.3. Bei Schadensersatzan-
sprüchen nach dem Produkthaftungsgesetz gelten die gesetzlichen Verjährungsvorschriften. 
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6.5. Vorstehende Haftungsausschlüsse bzw. -beschränkungen gelten nicht, soweit eine stren-
gere Haftung vertraglich bestimmt ist oder eine strengere Haftung aus dem sonstigen Inhalt des 
Schuldverhältnisses, insbesondere aus der Übernahme einer Garantie oder eines Beschaf-
fungsrisikos, entnommen werden kann. 
 
6.6. Schadensersatz statt der Leistung kann der Besteller dann nicht verlangen, wenn die 
Pflichtverletzung unsererseits unerheblich ist. 
 
6.7. Soweit wir Auskünfte geben oder beratend tätig werden und diese Auskünfte oder Beratung 
nicht zu dem von uns geschuldeten, vertraglich vereinbarten Leistungsumfang gehören, ge-
schieht dies unentgeltlich und unter Ausschluss jeglicher Haftung, sofern nicht grobe Fahrläs-
sigkeit oder Vorsatz vorliegt.  
 
6.8. Unbeschadet vorstehender Beschränkungen bleibt ein etwaiges gesetzlich bestehendes 
Recht des Bestellers zum Rücktritt vom Vertrag hiervon unberührt. Bei Pflichtverletzungen, die 
nicht in einem Mangel der Ware bestehen, ist jedoch erforderlich, dass wir diese Pflichtverlet-
zung zu vertreten haben. 
 
7. Warenabgabe/Weiterverkauf 
 
7.1. Der Besteller ist vorbehaltlich der Regelungen in Ziffer 7.2 und Ziffer 4.2 berechtigt, im 
Rahmen eines ordnungsgemäßen Geschäftsbetriebs über die von uns gelieferte Ware zu ver-
fügen, insbesondere sie weiterzuverkaufen. 
 
7.2. Unsere Produkte dürfen nur im Rahmen des gesetzlich Zulässigen nur in unveränderter 
Originalpackung und nicht in Teilmengen angeboten, verkauft und abgegeben werden. Arznei-
mittel, die an Krankenhäuser oder an öffentliche Apotheken zum Zwecke der Versorgung von 
Krankenhäusern geliefert werden, dürfen, soweit sie nicht zur Versorgung der Patienten des 
jeweiligen Krankenhauses abgegeben werden, ausschließlich an Versorgungsapotheken oder 
Krankenhausapotheken im Rahmen der Versorgungsverträge weitergegeben werden. Präpa-
rate, die als "Krankenhausware" oder "Bündelpackungen" gekennzeichnet sind und an eine 
Krankenhausapotheke geliefert wurden, dürfen nicht einzeln verkauft und ausschließlich im 
Rahmen einer Krankenhausbehandlung im Sinne von § 14 Abs. 7 ApoG abgegeben werden. 
Eine Abgabe der Präparate, auch in Form einer anwendungsfertigen Zytostatikazubereitung, an 
eine öffentliche Apotheke zu einem anderen Zweck als der Krankenhausversorgung ist unzu-
lässig. 
 

8. Bestellungen von Krankenhausapotheken und krankenhausversorgenden Apotheken 
 
8.1. Ein Kaufvertrag über Produkte für die Versorgung mit Krankenhäusern im stationären Be-
reich kommt mit einer Krankenhausapotheke bzw. einer krankenhausversorgenden Apotheke 
nur dann zustande, wenn die folgenden Bedingungen erfüllt sind: 
 

a) Die Lieferung erfolgt nach Abschluss eines separaten Liefervertrages und dem Nachweis 
des Vorliegens der Voraussetzung gemäß § 14 ApoG mittels einer Kopie der Betriebser-
laubnis bzw. Konzession einer Krankenhausapotheke oder einer Kopie der behördlichen 
Genehmigung der Krankenhausversorgungsverträge gem. § 14 Abs. 3 und 4 § 14 Abs. 5 
ApoG, aus der sich die Laufzeit der Betriebserlaubnis, Konzession bzw. Genehmigung 
ergibt. 
 
b) Die im Rahmen dieser Ziffer 8 erworbenen Produkte darf der Käufer ausschließlich im 
Rahmen seiner nachgewiesenen Versorgungsverträge an Krankenhäuser abgeben. Eine 
Lieferung an andere Apotheken, Groß- oder Zwischenhändler ist ausdrücklich nicht ge-
stattet. 
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8.2. Der Besteller ist verpflichtet, uns unverzüglich das Erlöschen einer Betriebserlaubnis bzw. 
Konzession oder den Ablauf einer behördlichen Genehmigung des Krankenhausversorgungs-
vertrages mitzuteilen. 
 
8.3. Die Belieferung der Krankenhausapotheke bzw. krankenhausversorgenden Apotheke mit 
Produkten für den stationären Bereich erfolgt zu den im gesonderten Liefervertrag jeweils an-
gegebenen Abgabepreisen. 
 
8.4. Verstößt der Besteller gegen seine Pflicht gemäß Ziffer 8.1 b), hat der Besteller uns die 
Differenz zwischen dem Abgabepreis und dem Apothekeneinkaufspreis zu erstatten. Verstößt 
der Besteller trotz Abmahnung unsererseits erneut gegen seine Pflicht gemäß Ziffer 8.1 b) und 
sind noch nicht alle Waren unter dem Vertrag geliefert, steht uns neben den Ansprüchen aus 
vorstehendem Satz 1 das Recht zu, vom Vertrag im Hinblick auf die noch nicht gelieferte Ware 
zurückzutreten. Eventuell bereits geleistete Zahlungen für die von unserem Rücktrittsrecht be-
troffenen Waren werden wir unverzüglich erstatten, sind jedoch berechtigt, unseren Erstat-
tungsanspruch gemäß Satz 1 dieser Ziffer 8.4 hiervon in Abzug zu bringen.  Weitere uns ge-
setzlich oder nach dem abgeschlossenen Kaufvertrag einschließlich dieser Geschäftsbedin-
gungen zustehende Rechte bleiben unberührt 
 
8.5. Fällt eine oder mehrere der unter Ziffer 8.1 a) und b) genannten Bedingungen nachträglich 
weg oder erlischt die Betriebserlaubnis oder Genehmigung gemäß Ziffer 8.1 a), erlischt der 
Anspruch auf Belieferung und als Folge der Anspruch auf Bezahlung. 
 
9. Bestellungen von sonstigen Kunden 
 
9.1. Ein Kaufvertrag über die Produkte für andere Kunden als die in Ziffer 8 genannten kommt 
nur unter der Bedingung zustande, das diese anderen Kunden einen Berechtigungsnachweis 
zum Erwerb unserer Waren erbringen; beispielsweise haben Ärzte und dementsprechende 
Berufsausübungsgemeinschaften den Nachweis durch Arztausweis, Approbationsurkunde, 
Facharzturkunde oder Zulassungsbescheid der Kassenärztlichen Vereinigung zu erbringen bzw. 
Großhandelsunternehmen haben dies durch eine Großhandelserlaubnis sowie ein gültiges 
GDP-Zertifikat nachzuweisen. Öffentliche Apotheken haben den Nachweis durch Vorlegen der 
Apothekenbetriebserlaubnis bzw. Konzession zu erbringen. 
 
9.2. Für diese anderen Kunden gilt im Übrigen vorstehende Ziffer 8.2 und 8.5 entsprechend.  
 


